Konfliktmineralien:  Auch in Indien?

- Gewalt gegen Adivasis -

Der Begriff “Konfliktmineralien” (bzw. “Blutmineralien” in Anlehnung an „Blutdiamanten“)  wurde zunächst im Zusammenhang mit der skrupellosen Ausbeutung von Mineralien und den damit verbundenen brutalen Gewalttätigkeiten -hauptsächlich- in der Demokratischen Republik Kongo, aber inzwischen auch in anderen Teilen Zentral-, Nord- oder West-Afrikas verwendet. Dieser Begriff rückt nun seit dem 15. Juli 2010 in den Mittelpunkt, als in USA das Gesetz zur Neuordnung der US-Finanzmärkte verabschiedet und kurz danach in Kraft gesetzt wurde. Es enthält eine Passage (Section 1502: “Conflict minerals”), wonach alle an US-Börsen gehandelten Unternehmen jährlich öffentlich auflisten, ob sie in ihren Produkten umstrittene Bodenschätze aus Kongo verwenden. In diesem rohstoffreichen Land wird u.a. Tantal (aus dem Erz Coltan), Wolfram, Zinn usw. für die weltweite  Konsumgüterindustrie -insbesondere Elektronikbranche: z.B. für Handys, Laptops - gewonnen. Der lukrative und -zum Teil illegale- Bergbau von diesen und anderen Mineralien (Gold, Diamanten, Kupfer, Öl usw.) mit Milliardenumsätzen wird nicht nur in Kongo, sondern auch anderswo (Nigeria, Sudan, Elfenbeinküste, Sierra Leone, Kolumbien, Peru und vielen Ländern in Afrika, Asien, Latein-Amerika) mit brutalen, blutigen Gewalttätigkeiten und bewaffneten inneren Kriegen betrieben. Hunderttausende von Menschen werden jährlich von ihrem Boden vertrieben, vergewaltigt oder fallen zum Opfer der Plünderungen dieser “Konfliktmineralien”. Ihr Habitat, ihre Umwelt und Existenzgrundlagen werden zerstört. Der Mineralienreichtum wird für die Bevölkerung zum Fluch. Politiker, Militärs, Milizen sowie in- und ausländische Firmen sind an dem Raubbau, an der Zerstörung und der Gewalt beteiligt.
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Rücksichtslose Plünderung von Mineralien in Indien

a) Mineralien und Private Wirtschaft

In den letzten Jahren offenbaren sich die politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen  um Mineralien und die damit verbundenen bewaffneten Auseinandersetzungen auch in Indien zunehmend in die Richtung “Konfliktmineralien”. Mit der „strukturellen Anpassung“  und der damit verbundenen Einordnung in den weltweiten Globalisierungsprozess der Kapitalwirtschaft rückt auch Indien seit 1991 zunehmend in den Mittelpunkt der gewalttätigen und bewaffneten Auseinandersetzungen um Mineralien und Ressourcen innerhalb des Landes. Die „Liberalisierung“ löste die bis dahin existierende sogenannte “Mixed Economy” ab, deren Hauptkriterien waren: Zentrale Kontrolle der Zuordnung von Ressourcen, Vorrang für den staatlichen Sektor, kontrollierter Privatsektor durch Vergabe von Lizenzen und Beteiligungen, Schlüsselrolle für Bürokratie bei Umsetzung von Entwicklungsmaßnahmen, Bedarfsorientierung nach innen (“Binnenmarkt”) und Aufbau eigenständiger Industriezweige statt Auslandsabhängigkeiten. Mit der neuen “Reform” nach 1991 wurden Kontrollen der Privatwirtschaft stark abgebaut, ausländische Investitionen gefördert, der indische Markt für ausländische Güter geöffnet, Privatinitiativen mit Steuerungsmechanismen unterstützt und zugleich staatliche Unternehmen durch den Verkauf von Anteilen teilweise privatisiert. Um das zu erreichen wurden Steuern und Zölle gesenkt, die Rupie stark abgewertet, sogenannte Jointventures mit ausländischen Firmen begünstigt, Gang zu den Börsen erleichtert und wirtschaftliche Bedarfsorientierung nach außen verlegt (“Globaler Markt”). 

Während bis dahin unter der „Industrial Policy Resolution 1956“ und dem “Mines and Minerals (Development & Regulation) Act”, 1957 hauptsächlich die staatlichen Unternehmen für den Abbau von Hauptmineralien (Eisen, Kohle, Öl, Lignit, Kupfer, Uran, Bauxit, Zink usw.) verantwortlich waren, so änderte sich das Szenario nach März 1993, als die “National Mineral Policy” verabschiedet wurde und damit Investitionen von privaten in- und ausländischen Unternehmen erlaubt wurden. Die staatlichen Unternehmen arbeiteten in erster Linie nicht nach Profit. Ihre Investitionen waren weitgehend auf das für den Binnenmarkt Notwendige beschränkt. Dennoch haben auch sie durch Vertreibung der Adivasis, Zerstörung ihrer Habitate, Verschmutzung ihrer Umwelt enorm viel Leid erzeugt. Nun wurden aber diese Vernichtungs- oder Zerstörungsprozesse erweitert und beschleunigt. Es wurde nun privaten Unternehmen erlaubt, nach Profitgesichtspunkten auch den globalen Markt zu bedienen und zusätzlich viele andere Mineralien wie Steine, Marmor, Kalkstein, Bauerde, Sand usw. auszubeuten, was bis dahin nicht möglich war. In den ersten 10 Jahren war die Privatwirtschaft etwas zurückhaltend. Inzwischen läuft die Mineralwirtschaft jedoch Sturm. Nach Angaben vom „Indian Institute of Metals“ werden in den kommenden Jahren Investitionen in Höhe von 300 Milliarden US-Dollar im Bergbau in den Bundesstaaten Orissa, Jharkhand, Chhattisgad und West-Bengal benötigt; das ist das Sechsfache der gesamten Investitionen in diesem Sektor seit der Unabhängigkeit vor 60 Jahren. Innerhalb kurzer Zeitspanne von ca.15 Jahren sind bereits ca. 28% des Sektors von der Privatwirtschaft übernommen (siehe Frontline 16.7.2010, S. 9ff). 

Ein großer Teil des -zum Teil illegalen- Erzabbaus wird mit enormen Profiten legal und illegal über verschiedene Häfen (Goa, Karwar, Mangalore, Paradip usw.) exportiert. Weite Landstriche (Dörfer, landwirtschaftliche Flächen, geschützte Wälder) werden zerstört, Adivasis ohne adäquate Kompensation evakuiert und ihrer Lebensgrundlagen beraubt und weite Flächen mit gefährlichen Abfällen zerstört. Der Bergbau besetzte im Jahre 2006 illegal ca. 0,164 Millionen Hektar Waldland und produzierte ca. 1,8 Milliarden Tonnen Abfall, von dem ein großer Teil nicht entsorgt worden ist. Allein der Eisenerz-Abbau brauchte ca. 77 Millionen Wasser.(Centre for Science and Environment (CSE), 2008). Einige wenige skrupellose Beteiligte machen auf Kosten der Adivasis und der Umwelt große Geschäfte.

Nach Angaben von 'Ministry of Mines' werden in Indien 86 verschiedene Mineralien (4 Brennstoffe, 10 metallische, 46 nicht-metallische, 3 nukleare, 23 “minor minerals”) zutage gebracht. Bei Förderung von Kohle, Eisen, Bauxit, Lignit, Mangan, Chrom steht Indien inzwischen unter den fünf führenden Staaten weltweit. Die Verteilung der Mineralien im Lande selbst ist jedoch nicht homogen. 60% der Mineralien sind in den Bundesstaaten Andhra Pradesh, Orissa, Chhattisgad und Jharkhand konzentriert, wo auch der Anteil an Adivasis groß ist und wo nationale und multinationale Großkonzerne im großen Stil Bergwerke betreiben bzw. betreiben wollen. Im Finanzjahr 2009-10 waren insgesamt 2729 kleine und große Minen (Ausgenommen: Öl, Gas, Nebenmineralien und nukleare Mineralien) offiziell registriert; ca. 92% von ihnen waren in zwölf Bundesstaaten (Andhra Pradesh, Bihar, Gujarat, Jharkhand, Madhya Pradesh, Rajasthan, Orissa, Karnataka, Maharashtra, Tamil Nadu, Chhattisgad,West Bengal) konzentriert. 570 Minen förderten Kohle und Lignit, 636 metallische Mineralien und 1523 nicht-metallische Mineralien. Nach Schätzung des Ministeriums gibt es 2496 illegale Minen für Hauptmineralien und 28055 für andere Mineralien (“minor minerals”).

Bei den finanziell lukrativen Mineralien ist inzwischen die Umverteilung vom staatlichen zum privaten Sektor deutlich bemerkbar. Die Eisenerzproduktion verzeichnete 2008-09 den staatlichen Anteil von nur 31%; privater Sektor kontrollierte bereits 69% der Produktion. 95% des Eisenerzes sind in Orissa, Karnataka, Chhattisgad, Goa und Jharkhand konzentriert. 99% des Chroms wird in Orissa abgebaut; ca. 62% von den privaten Firmen (Tata Steel (früher TISCO), IMFAL, Balasore Alloys Ltd., Jindal Strips Private Ltd. und FACOR). Der Anteil staatlicher Unternehmen (Orissa Mining Corporation (OMC), Mysore Mineral Ltd. (MML) und Industrial Development Corp. of Orissa Ltd. (IDCOL)) liegt nur noch bei 30%. Die vier Firmen NALCO, HINDALCO, BALCO und Bombay Minerals Limited kontrollieren inzwischen 57% des Bauxits. Allein Orissa trägt mit ca. 30% den Hauptanteil. Im nicht-metallischen Bereich liegt der Abbau von Kalkstein mit ca. 70% an der Spitze; 22% des Kalksteins wir in Andhra Pradesh abgebaut. Fünfzehn private Firmen haben hier bereits den Anteil von ca. 40% erobert (u.a. Grasim Industries Ltd.(9%), The Associated Cement Cos. Ltd.(7%), Ultra Tech Cement Ltd. (6%), India Cement Ltd., (5%), Shree Cement Ltd. (4%), Birla Corporation Ltd., Madras Cement Ltd. und Binani (jeweils 3%). Andhra Pradesh liegt beim Abbau von Nebenmineralien mit 49% an der Spitze. 

b) Situation in Bundesstaaten

Die Kriminalität und Illegalität im Minengeschäft gibt es auf allen Ebenen mit aktiver Unterstützung oder Beteiligung von Politikern und Behörden in den Bundesstaaten. 

Im mineralreichen Jharkhand (früher Teil von Bihar), wo der groß dimensionierte Abbau von Kohle und Eisenerz schon seit Ende des 19. Jahrhunderts betrieben wurde, hat sich die zügellose Ausbeutung von Rohstoffen und damit einhergehenden Vertreibungen von Adivasis in den letzten 10 Jahren beispiellose Ausmaße angenommen. Die Adivasis hier haben -wie bei Rohstoffausbeutung und Errichtung von Industrieanlagen (siehe Adivasi-Rundbriefe 31 und 34)- bereits beim Bau des ersten Staudamms im unabhängigen Indien gelitten, als das Damodar-Valley-Projekt nach 1948 mehr als 100.000 Menschen aus 300 Dörfern ohne adäquate Kompensationen vertrieb. Mit der Anwendung der Kernkraft wurden in den letzten Dekaden Menschen und Gegenden, wie in Jadugoda, zusätzlich mit dem gefährlichen nuklearen Abfall und der Strahlung belastet. Zwischen 2000 und 2006 hatten die Landesregierungen 44 Vorverträge (Memorandum of Unterstanding -MoU) mit Unternehmen (u.a. Tata, Jindal, Arcelor Mittal) für den Abbau von Mineralien und Errichtung von Verarbeitungsanlagen vereinbart. Der im September 2006 gewählte und inzwischen verhaftete frühere Ministerpräsident Madhu Koda hat diese Praxis mit weiteren kriminellen Varianten ausgebaut, wie sich der mit 40 Milliarden Rupien (ca. 1 Mrd. US Dollar, ca. 20% des Jahresbudgets von Jharkhand) zutage gekommene Minenskandal gezeigt hat. Nicht nur Politiker, Unternehmen, Minerallobby, Bürokraten usw. Verdienen an den Ausbeutungen in Jharkhand. Auch die Maoisten sind daran beteiligt. Sie erheben u.a. eigene Steuer für die kommerziellen und industriellen Aktivitäten (siehe: Institute of Conflict Management, Delhi). Der große Teil der Mineralien in diesem Bundesland liegt im Waldgebiet. 99% des Eisenerzes von Jharkhand liegen unter der dichten Adivasi-Waldfläche (ca. 17%) des Singhbhum-Distrikts. Durch Minenaktivitäten sind große Fächen ihrer Waldabdeckung beraubt und die Menschen vertrieben. Widerstandsbewegungen und bewaffnete Gewalt sind stark in dieser Gegend.

In Karnataka sind es die Reddy-Brüder (BJP), die als Minister mit des Unterstützung des früheren Ministerpräsidenten von Andhra Pradesh Y. S.R. Reddy (Congress) illegale Geschäfte in Bellary im Nordosten und im Grenzgebiet in AP betreiben. Karnataka hat nach Bihar, Orissa und Jharkhand die viert größten Eisenerzvorkommen (ca. 1 Mrd. Tonnen). Der illegale und hemmungslose Ausbau und Export des Eisenerzes (von 12,09 in 2001 zu 184,05 Mio. Tonnen in 2006, Lokayukta Report, 2008 in Frontline 16.7.2010) und die Verwicklung der Politiker und Bürokraten hat solche skandalösen Dimensionen erreicht, dass kürzlich der Landes-Ombudsmann (Lokayukta) über die sogenannte Minenkorruption seinen Rücktritt einreichte, da er sich außerstande sah, diese Korruption zu bekämpfen. Trotz öffentlicher Proteste, Mediendiskussionen, Gerichtsurteile, offizieller Nachweise von illegalen Minen und Export des Eisenerzes mit gefälschten Dokumenten, können die Reddy-Brüder die kriminellen Geschäfte -als Teil ihrer ministeriellen Aktivitäten- weiter betreiben. Der Distrikt Bellary, der einst für seine grüne Bedeckung mit geschütztem Wald und Wildschutzgebiet für Tiere bekannt war, ist in den letzten zehn Jahren brutal verschandelt und stark verändert worden. Der Abbau von Eisenerz deckt inzwischen ca. 20% der nationalen Eisenerz-Produktion ab (siehe: Unscrupulous Mining Lobby, EPW).

In Andhra Pradesh sind kriminelle Minen-Aktivitäten nicht nur im Süd-Westen. Im Osten des Bundeslandes (Visakhapatnam Distrikt) wird im großen Stil Granit und Bauxit in den ökologischen sensiblen Eastern-Ghats, wo Adivasis zuhause sind, abgebaut. Auch hier ist der kriminelle Nexus zwischen Politikern, Behörden und großen und kleinen Firmen stark. Das vom Supreme Court eingesetztes “Central Empowered Committee” (CEC) hat starke Bedenken gegen die Praktiken in AP geäußert. 

In Orissa hat die Regierung von Naveen Patnaik 215 von 341 aktiven Minen (ca. 60%) ohne vorgeschriebene Erlaubnis in den Distrikten Sundargarh, Jajpur, Keonjhar usw. geduldet, wie CEC feststellte. In Orissa (15387ha), Chhattisgad (14421 ha), Andhra Pradesh (13532 ha) und sogar auf den Nikobaren-Inseln (95000 ha) wurden auf großen Waldflächen mit Duldung, Unterstützung oder Beteiligung der Behörden illegal Bergbau betrieben. Auch in anderen Bundesstaaten und insbesondere auf den Grenzen zwischen zwei Bundesstaaten ist diese Praxis verbreitet. Mit der Unterstützung der Regierung in Orissa hat das Süd-Koreanische Unternehmen POSCO-India 4002 Acres (1Acre=ca. 0,4 ha) Land im Jagatsinghpur-Distrikt für den Bau eines Stahlwerkes erhalten; 3000 acres davon sind Waldflächen. Drei betroffene Gram-Panchayats mit vier “palli sabhas” (gram sabha) in diesem Gebiet besitzen nach dem Forest Rights Act (FRA) 2006 legal die Waldflächen. Nur mit ihrer Zustimmung kann das Land veräußert werden. Drei von vier palli sabhas haben -ebenso das Joint Committee vom Ministry of Environment and Forests (MoEF) in Delhi- die illegale Landbenutzung durch POSCO abgelehnt. Dennoch hat die Behörde angefangen, die Ländereien der Adivasis gegen Kompensation zu übernehmen und will den Prozess in vier Wochen abschließen (The HINDU, 28.7.2010). Am 05 August 2010 hat das Umweltministerium das Land aufgefordert, dieses Projekt vorerst zu stoppen, das es “Forest Rights Act (FRA)” (siehe Adivasi Rundbrief 26) verletzt. Ebenso in Orissa betreibt der britische Konzern Vedanta Aluminium zusammen mit Orissa Mining Corporation eine Rafinerie mit Bergbau in Lanjigarh, wo die heiligen Hügel der Dongria Kondh and anderen Adivasis sind (siehe Adivasi-Rundbrief 22). Tata möchte in Kalinganagar ein Stahlwerk aufstellen. Die Landesregierung von Orissa betreibt aggressive Politik für Ausbeutung und Verarbeitung von Mineralien und versucht, die 79 mit verschiedenen Unternehmen (Tata, Jindal, Posco, Essar, Arcelor-Mittal, Vedanta, Aditya-Birla usw.) bereits unterzeichneten Vorverträge (u.a. 49 für Stahlwerke, 20 für Kohlekraftwerke, Aluminiumwerke, Zement usw.) -zum Teil gewaltsam- umzusetzen (Orissa Government, Industries Department, Annual Reports 2008-09). In den Küstendistrikten Ganjam, Bhadrak, Puri und Balasore sollen neue Häfen enstehen, um den Export zu fördern. 

Wie in Jharkhand wurden in Chhattisgad (einst Teil des Bundesstaates Madhya Pradesh (M.P.), seit 1. November 2000 als 26. Bundesstaat) die Mineralien von den staatlichen Unternehmen (z.B. National Mineral Development Corporation -NMDC) unter schlimmen Bedingungen (Vertreibungen, Unzureichende Rehabilitation, Zerstörung der Wälder, Verschmutzung der Gewässer und Luft usw.) extrahiert und verarbeitet. Kohle, Eisen, Zinn, Bauxit, Diamanten, Kalkstein (für Zement) etc. sind in Chhattisgad in großen Mengen vorhanden, so auch der dichte Wald, der Andrang von Minengesellschaften und Verarbeitungsindustrien, der Anteil der Adivasi (32%) und der Widerstand, die Korruption und der unheilvolle Nexus zwischen Politikern, Bürokraten, Polizei, paramilitärischen Kräften und Minengesellschaften. Der Südliche Teil des Bundesstaates (Dandakaranya), wo Adivasis (Maria Gond, Koya und Dorla) in großer Zahl konzentriert sind (Dantewada 79%, Surguja 55%, Koriya 44%), erlebt seit einigen Jahren beispiellose Vertreibungen und gewalttätige Auseinandersetzungen, wo auch einige Adivasis als Salwa Judum Teil des Nexus geworden sind (siehe Adivasi-Rundbrief 33). Bereits 900 qkm des Waldes in den Distrikten Surguja, Durg, Raigarh, Korba sind zerstört und sind unter Minenaktivitäten der privaten Unternehmen. Die Landesregierung hatte bereits 2001 (ein Jahr nach der Bildung des Bundesstaates Chhattisgad) aggressiv die Privatisierung betrieben, als Sterlite, ein Tochterunternehmen von Vedanta in Großbritannien, Anteile vom staatlichen Unternehmen BALCO (Bharat Aluminium Company Ltd.) aufkaufte und Minenaktivitäten ausweitete, obwohl das Land und damit die Entscheidungsgewalt unter “Fifth Schedule” der Verfassung bei Adivasi-Institutionen lag. Wie Sterlite erhielt auch Essar Steel Minen-Lizenzen, in Bailadila und Bastar-Region. Seit 2006 können nun ausländische Unternehmen in Minen sogar direkt und 100% investieren (FDI -Foreign Direct Investment). Damit hat sich die Situation in Chhattisgad dramatisch verschärft. Es sind inzwischen 102 MoU mit in- und ausländischen Minengesellschaften und Stahlindustrien unterzeichnet worden. Gesetze und verfassungsmäßig garantierte Rechte der Adivasi werden niedergetrampelt, Fifth Schedule wird ignoriert. TISCO (Tata Iron & Steel Company) plant in Lohandiguda in Bastar, eine Fifth-Schedule-Region und das Habitat von Maria Gond, die Errichtung eines Stahlwerkes. 10 Dörfer werden bei diesem Vorhaben zerstört. Neben Stahlwerken wird in Chhattisgad auch die Errichtung von Zementwerken aggressiv betrieben. Zu den legal betriebenen 9 Anlagen sollen 13 weitere in nächster Zukunft hinzukommen. Für derartige Aktivitäten wollte die Landesregierung auch das für Elefanten-Reservat vorgesehene Land  (ca. 100 qkm davon geschützter Wald) illegal zur Verfügung stellen. Das Reservat sollte errichten werden, weil die Elefanten ihr Habitat in den benachbarten Bundesstaaten Orissa, Jharkhand und West Bengal wegen verstärkter Bergbauaktivitäten verloren haben und ihre traditionellen Wanderwege durch Zerstörung und bewaffnete Konflikte stark beeinträchtigt sind (The HINDU, 03 August 2010). 

Gewalt gegen Adivasis

Obwohl Adivasis verfassungsrechtlich und gesetzlich (Schedule V, PESA, Forest rights Act etc.) das Recht auf eigenes Land haben und über die Verwertung der Waldprodukte selbst bestimmen, sind ihre Gebiete weitflächig von Fremden besetzt, von Mineralienindustrie, Maoisten und Sicherheitskräften. Für die Mineraindustrie und Behörden sind die Adivasi-Gebiete „Leased Zones“ bzw. „Industrial Zones“. Maoisten nennen ihre Besetzungen als „Guerilla Zones“ oder „Liberated Zones“, Sicherheitskräfte bezeichnen ihre Einflussgebiete als „Security Zones“. Adivasis sind von drei Seiten umzingelt und der Gewalt ausgesetzt. Inzwischen herrschen bürgerkriegsähnliche Zustände in den meisten mineralreichen Gebieten der Adivasis. 

a) Strukturelle Gewalt

In allen Bundesländern, wo Minenaktivitäten im großen Stil betrieben werden, ist das Leid der Adivasis und das Ausmaß der Umweltzerstörung unvorstellbar groß. Nach den vorliegenden Plänen der Zentralregierung und der Bundesstaaten wird dies in den nächsten Jahren -trotz einiger Verbesserungsvorschläge- eher verschlimmern. Die Zentralregierung ist momentan dabei, ein neues “Mines and Minerals (Development and Regulation) Bill, 2010 (MMDR Act) zu formulieren, das das alte Gesetz von 1957 mit der letzten Änderung im Jahre 1999 ersetzen soll. Das Gesetz soll helfen, die Minenaktivitäten beschleunigt auszuweiten, in einigen Bereichen zu deregulieren und zu regionalisieren.  Während gegenwärtig das Leasing für einzelne Bergbau-Projekte auf 20 qkm beschränkt ist, so soll diese Grenze in Zukunft auf das Fünffache, auf 100 qkm (siehe Version vom 3.6.2010, MMDR Act) erweitert werden, ein weiterer Grund für die Eskalierung der Konflikte. 26% der Gewinne sollen für lokale Entwicklung verwendet werden. Die Umweltschutz-Auflagen für den dichten Wald sollen so eingeschränkt werden, dass die Kohle-Lobby fast uneingeschränkt Abbauen betreiben kann. Der “marktwirtschaftliche Kapitalismus” wird im Mineralsektor praktisch fest geankert. Der private Sektor erhält größere Spielräume als bisher. Was die Regierungen, Behörden, Politiker und private Unternehmen durch Umgehung der Regelungen und Gesetze -insbesondere in den letzten 11 Jahren- legal und illegal praktiziert haben, könnte dann gesetzlich als “zulässig” erklärt und zur politischen Normalität werden. Die bisherigen kriminellen Praktiken in der Mineralwirtschaft könnten dann legitim werden. 

Wie CSE bereits 2008 unter dem Titel “Rich Lands, Poor People” (CSE, Chandra Bhushan u.a.) über illegale Aktivitäten der Konzerne, Behörden und Politiker und ihre Auswirkungen auf die Bevölkerung und Umwelt berichtete, verursachen die Minenaktivitäten Vertreibungen in einem Ausmaß, das 3 bis 4-fach ist, im Vergleich zu allen Entwicklungsmaßnahmen zusammen. “Mining and quarrying has destroyed large tracts of forest land in the country. One estimate by the government puts the total forestland diverted for mining between 1980 and 2005 at 95,003 hectares (ha). Other sources point to a much higher figure of 1,64,610 ha. Even this figure would be higher if it took into account the forest land diverted before 1980 when many coal mines took over vast areas of land – mostly forests. Examples are Hazaribagh and Dhanbad in Jharkhand and Bardhman in West Bengal” (CSE). 

Die politische und wirtschaftliche Neuorientierung seit 1991, der Paradigmenwechsel, d.h. der Wechsel von Mixed Economy zum marktwirtschaftlichen Kapitalismus, vom Binnenmarkt zum globalen Markt, von klein- und mittelständischen Betrieben zu Groß- und multinationalen Unternehmen, von Eigenkapital zu ausländischen Direktinvestitionen, von “Self-reliance” zu “Global-reliance”, von Bedarfsorientierung zu Börsenorientierung, von Grundbedürfnissen zu Konsumorientierung usw.: dieser Wechsel zeigt inhärente Manifestation von struktureller Gewalt, die sich in verschiedenen Formen artikuliert: kommunale Konflikte, soziale Aufstände, fanatische Ideologien und -vor allem- bewaffnete Kämpfe. Die Kluft zwischen den Besitzenden der Ober- und Mittelklasse auf der einen Seite und den Marginalisierten auf der anderen Seite ist -wie die Zahl der Privatautos auf den Straßen und die Zahl der Unterernährten auf dem Lande und in den Slums- in den letzten 15 Jahren gewachsen. Gegenüber 2007 ist Indien nach dem Human Development Index (HDI) der UNO in 2009 weiter zurück gefallen, von 131 auf Platz 134 (insgesamt 182 Länder).

Bei allen Minenaktivitäten steht “Land” im Mittelpunkt, entweder privates oder öffentliches Land oder gesetzlich geschützte Gebiete, Dörfer, Felder, Gewässer, Hügel oder Wälder. In der Regel sind das Außenstehende, die im Namen der Industrialisierung, Entwicklung oder Nation das Land aneignen oder kaufen, legal oder illegal. Millionen von Menschen werden vertrieben oder anderswo untergebracht, nicht oder schlecht kompensiert und in der Regel ihrer Lebensgrundlage (materiell, sozial, religiös, kulturell) beraubt. Meistens sind das Adivasis, die Jahrhunderte auf und um das Land gelebt und die Umwelt gepflegt, geschützt und kulturell entwickelt hatten. 25 der 50 Minendistrikte in Indien sind Adivasi-Distrikte. Entwurzelt durch Vertreibung schwanken sie zwischen Verzweiflung und Depression oder Aggression und Gewalt. Nur wenige finden sich zurecht mit neuer Situation und organisieren ihr wirtschaftliches und soziales Leben entweder in und um Minen oder Industrieanlagen oder in bewaffneten oder unbewaffneten  Widerstandsgruppen. “One of the fallouts of this insensitive policy towards tribals has been the rapid rise of Naxalism in the mineral bearing areas of the country. A large part of the country’s mineral-bearing areas is in the grip of Naxalism: 40 per cent of the mineral-rich districts in the top six mineral-producing states are affected by the movement, which is opposing the mining industry. The militant opposition has unnerved the mining industry. A report by the risk management consultancy, Hill and Associates based in Hong Kong terms Naxalism as a “grave operational risk affecting investment climate in the core extractive sector”. The report also feels that Naxalism is likely to affect foreign direct investment in the country. “The risk exposure would be greater in pockets where Naxalites have joined the tribals in opposing project-induced human displacement... Areas where industrialization is in the initial stages of development are more prone to stiff opposition by Naxalites,” it says. The convergence of the interests of the tribals and the naxalites are because of one simple reason: mining has failed to bring prosperity to the mining areas – in fact, many would argue that it has brought poverty instead of prosperity” (CSE). 

Nicht nur die Polizei sondern auch paramilitärische Kräfte und die Armee sind in großer Anzahl in vielen Gegenden im Lande aktiv. Der “Feind” ist nicht außerhalb der Landesgrenze sondern im Lande. Sonder- und Ausnahmegesetze werden aktiviert und über Jahre angewendet und -auch- Gesetzesverstöße mit Notsituationen gerechtfertigt. Um den gesetzlichen Auftrag, aber auch die Interessen der Kapitalisten und Unternehmen zu verteidigen, reagiert der Staat mit nicht wenig brutaler Gegengewalt. Die Gewaltspirale hat sich somit in den letzten Jahren deutlich erhöht und in einigen Gegenden das Ausmaß eines intensiven Guerilla-Krieges mit großer Anzahl von Toten und Verletzten angenommen. Ähnlich wie CSE äußern sich auch Adivasi-Organisationen wie Bindrai Institute of Research Study and Action (BIRSA) oder Jharkhand Mines Area Coordination Committee (JMACC) kritisch über die Entwicklung. Die zügellose Ausbeutung von Mineralien führt zu Konflikten großer Dimensionen und zur Verbreitung von Maoismus. In einigen Gegenden sind bereits 60% unter ihrem Einfluss (Adivasi Rundbrief 33 berichtete ausführlich über die bedrohliche Lage in Chhattisgad). Der Staat reagiert viel zu zaghaft, die legitimen und existentiellen Interessen zu schützen. Sie fordern wegen gewalttätiger Auseinandersetzungen um ein Moratorium für die Minenaktivitäten und Erarbeitung tragfähiger Lösungen für die Adivasis sowie für die wirtschaftliche Entwicklung  (siehe:  Anandwan Declaration, Press Release 02.11.208 von Mine, Minerals and People (mm&P). 

Für einen Großteil der Adivasis ist der Begriff Entwicklung durch diese Art von Industrialisierung gleichbedeutend mit: Vertreibung von ihrem Habitat, Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen und Verwüstung der Natur. Es wird oft suggeriert, dass Minenaktivitäten die tragfähige Entwicklung der Menschen und ihrer Gegend ermöglichen würde. Die Realität ist jedoch gegenteilig. Wie CSE es formuliert hat, haben Adivasis zwar reiches Land, sie sind jedoch marginalisiert und bitter arm. Bundesstaaten wie Chhattisgad, Jharkhand, Orissa, die von der Mineralwirtschaft abhängig sind, haben sehr niedriges pro Kopf Einkommen, hohe Sterblichkeitsrate, Unterernährung, sogar Hungertote. Rund die Hälfte lebt unter der Armutsgrenze. In Dantewada in Chhattisgad z.B. haben viele Dörfer keine adäquate Infrastruktur, Schulen und Gesundheitsdienste. Mit 24,5 Prozent Alphabetisierung steht Dantewada am Ende der Skala aller indischer Distrikte. Die meisten Adivasi leben in bitterer Armut, werden oft von den Geldverleihern, Pächtern, korrupten Bürokraten, Forstbeamten sowie Mitarbeitern von Minengesellschaften ausgebeutet und von den Sicherheitskräften terrorisiert und misshandelt. Ihnen wird der Zugang zum Wald verwehrt, sie müssen ihre Produkte billig an Zwischenhändler und Geldverleiher verkaufen. Adivasi-Frauen werden oft sexuell missbraucht und vergewaltigt (siehe Adivasi Rundbrief 33). Der durch Minenaktivitäten und Verarbeitungsindustrie erschöpfte Mehrwert fließt nicht in die Entwicklung dieser Länder zurück, sondern wird im hohen Grad nach Außen geführt. Die Außenstehenden bereichern sich auf Kosten der Adivasis maßlos. Das ist der Fluch der reichen Ressourcen. Es gibt direkter Zusammenhang zwischen Minenaktivitäten und Armut. “Despite the tall claims of industry as well as government, mining does not seem to usher in prosperity and development; in fact, under the current policies and practices of the government, mining districts have actually slipped deeper into poverty and destitution... Today across the mineral belt of the country, people are protesting against mining. They don’t want to give their land for mining. Apart from false promise of development, one of the major reasons for this is that mining has the worst track record as far rehabilitation and resettlement (R&R) is concerned. To start with, there are no reliable figures on how many people have been displaced by mining. There are estimates available for the period 1950 to 1991, which show that of all the developmental projects, mining has displaced the second highest number of people - around 25.5 lakh people. More importantly, not even 25 per cent of these displaced have been resettled. Of all the people displaced by mining, about 52 per cent were tribals. Mining-induced displacement and resettlement has therefore created a pattern of “gross violation of human rights,” and “enormous trauma in the country”. It is important to recognise the protests of people, against mining, for what they are: people in the mineral-rich areas of the country are not willing to give up their land for mining. They do not believe that mining is going to improve their lot or add to the development of their regions. A history of poor compensation and poorer R&R has created an atmosphere of acute distrust. People do not trust the government and businesses, who they believe are hand-in-glove. And they are not far from the truth: the current paradigm of R&R is flawed and ensures nothing but impoverishment and social disruption” (CSE). 

b) Kampf der Naxaliten / Maoisten

Naxaliten ist ein Oberbegriff, geprägt seit 1967 für bewaffnete Marxistische, Maoistische Gruppen in Indien. Sie haben sich im Laufe der Zeit mehrfach gespalten, sich ideologisch bitter bekämpft und bekriegt, aber sich auch auf verschiedenen Ebenen und Regionen wieder geeinigt. Nach 1990 haben sie sich expandiert und große Anhänger unter den Dalits und -vor allem- Adivasis (in A.P auch Girijan genannt) gefunden. Es gab zwei große Blöcke mit geographischen Schwerpunkten: Peoples War Group (PWG) in Andhra Pradesh sowie Süd-Bastar und Maoist Communist Centre (MCC) in Bihar. Am 21. September 2004 vereinigten sie sich zur Communist Party of India (Maoist), um eine kommunistische Gesellschaft durch „New Democratic Revolution“ (NDR) zu errichten. Wie in der Verfassung der Partei formuliert, wird NDR vervollständigt „through armed agrarian revolutionary war i.e. the Protracted People’s War with area wise seizure of power remaining as its central task... Because the armed struggle will remain the highest and main form of struggle and army as the highest form of organization of this revolution, hence armed struggle will play a decisive role... The immediate and most urgent task of the party is to establish full-fledged people’s liberation army (PLA) and base areas by developing and transforming the Guerilla zones and Guerilla bases“ (Party Constitution, CPI(Maoist)). PLA wird inzwischen People's Liberation Guerilla Army (PLGA) genannt. 

In 2008 hatte die von der „Planning Commission“ eingesetzte Expertengruppe ihren Bericht mit dem Titel ‘Development Challenges in Extremist-Affected Areas’ vorgelegt. Es heißt dort u.a.: “The Naxalite (Maoist) movement has to be recognised as a political movement with a strong base among the landless and poor peasantry and adivasis. Its emergence and growth need to be contextualised in the social conditions and experience of people who form a part of it. The huge gap between state policy and performance is a feature of these conditions. Though its professed long-term ideology is capturing state power by force, in its day-to-day manifestation, it is to be looked upon as basically a fight for social justice, equality, protection, security and local development”. Kurz danach jedoch verbot die indische Regierung im Juni 2009 die Partei unter „Unlawful Activities (Prevention) Act (UAPA)“ und erklärte sie zur terroristischen Organisation.

Seit der Gründung in 2004 ist CPI(Maoist) zahlenmäßig, militärisch und geographisch beispiellos gewachsen. Der PWG-Teil expandierte nach Chhattisgad und Orissa, der MCC-Teil nach Jharkhand und West-Bengal. Chhattisgad zeigt ab 2005, als hier mit staatlicher Hilfe „Salwa Judum“ ins Leben gerufen wurde (siehe Adivasi-Rundbrief 33), den dramatischen und stärksten Zuwachs mit dem Schwerpunkt im Süden, genannt Dandakaranya (DK), vor allem Narayanpur, Bijapur und Dantewada, wo der Wald dicht und der Adivasi-Anteil groß ist. In den letzten Jahren haben Naxaliten auch in Teilen von Karnataka, Maharashtra, Uttar Pradesh und Tamil Nadu den Zugang gefunden, wo sich in den letzten 10 Jahren die Minenindustrie legal und illegal ausgeweitet hat. Damit haben Naxaliten von der Grenze zu Nepal, von Bihar im Norden bis nach Karnataka im Süden den sogenannten “Roten Korridor” oder „Maoist-Korridor“ (oder „MoUist corridor“ wie Arundhati Roy es an Anlehnung an die Hunderte von unterzeichneten MoU bezeichnet, Guardian 30 Oktober 2009) errichtet, der die Bundesstaaten West Bengal, Jharkhand, Orissa, Chhattisgad und Teile von Tamil Nadu und Maharashtra verbindet. Im groben kann eine Region in vier Zonen eingeteilt werden: 

- Zivile Zone unter Kontrolle und Verwaltung der staatlichen Organe,

- Sicherheits-Zone der Behörden bzw. Sicherheitskräften, 

- Guerilla-Zone unter voller Kontrolle und Verwaltung von CPI(Maoist),

- Einfluss-Zone mit Teil-Kontrolle von CPI(Maoist).

Über Stärke, Bewaffnung und Zusammensetzung der Guerilla-Armee und der Partei kann schwer genaue Aussage gemacht werden. In Artikel 3(b) der Verfassung wurde formuliert: „The party will remain underground throughout the period of New Democratic Revolution“. Da die Partei im Untergrund arbeiten muss, ist über ihre Funktionsweise wenig bekannt. Nur wenige Medien berichten hierüber. Sie sind oft auf die Angaben der Regierung abhängig und berichten meist über ihre Missetaten. Nach Angaben des Innenministeriums ist CPI(Maoist) in 13 Bundesstaaten und 170 Distrikten (von 604) aktiv. Die Zusammensetzung der Mitglieder von CPI(Maoist) ist regional unterschiedlich. In Orissa, Jharkhand oder Chhattisgad sind Adivasis stark vertreten; in den anderen Regionen ist die Anzahl der Dalit und andere groß. Insgesamt ist der Anteil der Frauen recht hoch. Vor einiger Zeit konnten Arundhati Roy Maoisten in Dantewada sowie Gautam Navlakha zusammen mit Jan Myrdal aus Schweden in Bastar besuchen. Sie haben in Outlook bzw. Economic and Political Weekly (EPW) über ihre Erfahrung berichtet und ihre Einschätzung geschrieben. Es gibt auch ein Interview mit dem Generalsekretär von CPI(Maoist) Ganapathy (http://sanhati.com/articles/2138/).  

Die Selbstverwaltung in der Guerilla-Zone in Bastar ist nach Angaben von G. Navlakha etwa so aufgebaut: In den „befreiten Zonen“ („Guerilla Zone“) hat die Partei mit Unterstützung der Dorfbewohner und Kader „Janatanam Sarkar“ (JS) (People's Government) installiert und zur Unterstützung von PLGA Volksmilizen („Jan Militia“) aufgebaut. Drei bis fünf Dörfer werden von einem gewählten „Revolutionary People's Committee“ (RPC) verwaltet, in dem durchschnittlich etwa 160 Haushalte vertreten sind. Die Wahlen finden alle drei Jahre statt. Es werden regelmäßig RPC-Versammlungen abgehalten, bei denen auch über Finanzen diskutiert wird. Bis zu 15 RPC bilden aus den nominierten Vertretern ein „Area RPC“ (ARPC). Jedes gewählte wie nominierte Mitglied kann abberufen werden, wenn es Vertrauen verliert. Ein ARPC hat einen ständigen Ausschuss mit Präsident, Vizepräsident, Finanzressort und Verteidigung. Dieser Ausschuss hält erweiterte Versammlungen, berichtet über die Arbeit und Finanzen. Ein ARPC in dieser Gegend verwaltet Einnahmen in der Größenordnung von etwa Rs. 10,01 lakh (3,6 lakh Steuern von Händlern/Unternehmen, 5 lakh von JS, 2,5 lakh von den Haushalten der Gegend durch Arbeit). Ausgaben sind: 5,07 lakh Verteidigung, 1,4 Landwirtschaft, 1 lakh Gesundheit, 10000 für Ausbildung, 60000 für Handel, 5000 Öffentlichkeitsarbeit. 3-5 ARPC bilden eine Division. Über die Finanzen wird genau Buch geführt und sind allen zugänglich. Während früher die Preise der Händler für die Waldprodukte sehr niedrig waren und die Adivasis ausgebeutet wurden, ist ihre Verhandlungsbasis inzwischen durch die Organisierung in JS wesentlich gestärkt, so dass sie weit höhere Preise erzielen und ihren Beitrag zur Finanzierung von JS leisten können. 

Es gibt viele Spekulationen, Beschuldigungen und wenig konkrete Informationen über die Finanzierung von CPI(Maoist). Beschuldigungen, dass sie vom Ausland finanziert werden, mussten sogar PM Manmohan Singh (11 Oktober 2009) oder Ajay Maken (Minister of State in the Union Ministry of Home Affairs (MHA, 24 November 2009) korrigieren. Maoisten selbst legen Wert darauf, dass ihre verschiedenen Finanzquellen ausschließlich aus dem Inland sind. Nach Artikel 60 und 61 der CPI(Maoist)-Verfassung soll die Finanzierung über Mitgliedsbeiträge, Steuereintreibung, Spenden, Sachsteuer und Geldstrafen gesichert. In Praxis erheben sie Förderabgaben (royalties) für Waldprodukte (Tendu-Blätter, Bamboo, Tarmarind etc.), nehmen Steuern von Mittelsmännern, Betrieben, Unternehmen (u.a. Spinnereien, Mühlen, Straßenbauunternehmen, Eisenwaschanlagen, illegale Minengesellschaften, Transportunternehmen) in den Guerilla-Zonen ein, plündern auch Bank oder beschlagnahmen Besitz von Großgrundbesitzern. „The Maoists have also been known to receive funds from some of the top corporate houses. These companies are big players in the metals, mining, steel and manufacturing sectors. Senior Maoist leader in the Bihar-Jharkhand area, Narla Ravi Sharma, arrested in Bihar in October 2009, told the authorities that the companies regularly pay the Maoists“ (Singh, Red Money). 

In PLGA, Jan Militia und JS sind Frauen inzwischen mit 40 bis 45% in relativ großer Zahl vertreten und gut organisiert. Sie kommandieren, haben Führungspositionen und teilen alle Arbeiten und Aktivitäten gleicherweise mit Männern: Feuerholz sammeln, Kochen, Wasser holen, Nähen, Waffendienst, Wachposten, Lesen, Schreiben, Handzettel herstellen usw. Sie sind nicht mehr den Verletzungen und Gewalttätigkeiten der Polizisten,  Frostbeamten, Geschäftsmänner oder eigenen Männer -vor allem Chiefs- ausgesetzt. Ihre Organisierung in „Krantikari Adivasi Mahila Sanghatana“ (KAMS, 90000 Mitglieder nach Arundhati Roy) oder in „Chetna Natya Manch“ (CNM, 10000 Mitglieder), den kulturellen Flügel, haben ihre Stellung gestärkt, so dass ihre Forderungen nach Gleichberechtigung an Land, Bewegung und anderen politischen und gesellschaftlichen Bereichen von der Partei unterstützt und in Praxis umgesetzt werden. 

Bei PLGA wird Wert auf Hygiene und Gesundheit gelegt, da in dieser Waldgegend Malaria, Cholera und Elephantiasis verbreitet sind. Da es nicht genug Mediziner gibt, erhalten RPC-Mitglieder Ausbildung in Gesundheitserziehung. In den JS werden -soweit es möglich ist- Schulunterricht betrieben und Abendklassen abgehalten. CPI (M) hat eigene Unterrichtsmaterialien vorbereitet. Ausgewählte Bollywood Hindi Filme und Lieder sind genau so beliebt wie Informationen über lokale wie ferne Ereignisse, die über Radios (BBC-Nachrichten auf Hindi), Internet und Publikationen verfolgt werden. Die Mitglieder werden ermutigt und unterstützt, Land-Kooperativen aufzubauen, Fischteiche anzulegen, kleine Produktionsstätte zu errichten und Landwirtschaft zu betreiben. APRC sind auch zuständig, auf lokaler Ebene Konflikte öffentlich zu schlichten, Urteile zu fällen oder Strafen zu erhängen. Die Prozeduren hierfür sind in „Policy Programme“ formuliert.  Todesstrafe wegen Verrat wird gegen jene vollzogen, die Opfer durch Hinterhalt verursachen. 

Der Hauptgegner bei den bewaffneten Auseinandersetzungen sind für die CPI(Maoist)  paramilitärische Sicherheitskräfte CRPF (Central Reserve Police Force), örtliche Polizei und Forstbeamte, oben genannte Verräter sowie jene Großgrundbesitzer, Unternehmer und Händler, die Adivasis brutal ausbeuten und Frauen missbrauchen. Der politische Gegner ist der Staat, der prioritär nicht die Interessen der Marginalisierten und Unterdrückten vertritt, sondern die der Oberklasse, Großkonzerne und der Bourgeoisie, und dafür sich der Polizei und Sicherheitskräfte bedient. (Der Konflikt, dass die Soldaten eben aus unteren Klassen stammen, wird von ihnen in Medien oder Flugblättern problematisiert). In den Adivasi-Gegenden führt nach Meinung von CPI(Maoist) der Staat stellvertretend den Krieg für Großkonzerne, um sich billig das Adivasi-Land, ihr Wald und das Wasser anzueignen und damit ihre Existenzgrundlage für immer zu zerstören. Sie haben kein Vertrauen mehr, dass der Staat tragfähige Entwicklungen für sie durchführt. Sie wurden in den letzten 60 Jahren brutal vernachlässigt, und jetzt, da die in- und ausländischen Großkonzerne auf die Ausbeutung von Mineralien und Errichtung von Stahl- und Kraftwerken drängen, spricht der Staat von Entwicklungsmöglichkeiten für Adivasis. Unter gegenwärtigen Bedingungen sind sie ohnehin bedroht, ihre Existenzgrundlagen zu verlieren, vertrieben zu werden und ein unwürdiges Leben anderswo zu führen. Schedule V der Verfassung hat ihnen den verfassungsmäßig definierten Schutz nicht gewährt. Das ist für sie so nicht akzeptabel. Sie wollen eigene politische und wirtschaftliche Strukturen aufbauen, eigenen Entwicklungsansatz umsetzen, ein anderes Programm für Ausbeutung und Verwertung von Mineralien verfolgen und dafür kämpfen. CPI(Maoist) will auch weiterhin die Ausbeutung von Mineralien und Industrialisierung fördern, verlangt aber wesentlich höhere Förderabgaben für die Adivasis, als dies momentan der Fall ist. Momentan erhalten Adivasis Rs. 10 bis 15 pro Metrik Tonne (mt) des Eisenerzes, während der internationale Preis bis Rs. 7000 pro mt geht. Die Partei lehnt Großindustrien in Adivasi-Gegenden ab und will der Förderung der Waldprodukte und ihrer Verarbeitung einen höheren Stellenwert einräumen. 

In den „Guerilla-Zonen“ versucht nun CPI(Maoist), eigene Wirtschafts- und Verwaltungsstrukturen aufzubauen. Dort, wo Maoisten nicht stark sind und keine Janatanam Sarkar (JS) –Selbstverwaltung- haben, also in den „Einfluss-Zonen“, treten sie für die Implementierung von Regierungsprogrammen auf, die für die Adivasis und Armen nützlich sind. Örtlich gibt es deshalb auch Zusammenarbeit mit einigen Behörden und jenen Beamten, die kooperativ sind, so dass die Adivasis Landwirtschaft betreiben, einen Zugang zu den Wäldern haben und die Waldprodukte verwerten, Gesundheitsdienste in Anspruch nehmen können. Im Februar 2009 hatte CPI(Maoist) in Jharkhand mit einem öffentlichen Brief sogar die Mitglieder der „Planning Commission“ eingeladen, um über ländliche Armut zu diskutieren (Asian Age 11.2.09). Es gibt auch -insbesondere im Gesundheitsbereich- Zusammenarbeit mit Hilfsorganisationen (z.B. mit Lok Biradari Prakalp (LBP) , gegründet von Baba Amte in 1973 in Hemalkasa in Gadchiroli Distrikt oder Ramakrishna Mission (RKM) in Abujmaad in Bastar oder Vanvasi Chetna Ashram (VCA) in Kalwarnar in Dantewada). Die Hilfsorganisationen werden jedoch von den Sicherheitskräften wegen der Verbindung zu den Maoisten verfolgt, behindert und sogar zerstört, wie das z.B. mit VCA am 17 Mai 2009 geschah. 

Bewaffnete Auseinandersetzungen zwischen der PLGA und den Sicherheitskräften haben seit 2005, als die Landesregierungen anfingen, in großer Zahl Abkommen mit den Großkonzernen abzuschließen, enorm zugenommen und jetzt in einigen Regionen Dimensionen von Großoffensiven sogar mit dem Einsatz der Luftwaffe angenommen. Nach der Aussage eines Sprechers glaubt CPI(Maoist) „that the time to engage in direct battle with the Central Government has now come... We have been surrounded by paramilitary battalions. They are setting fire to the forests and making adivasis (tribals) flee. In this situation, we have no other alternative (but to stage attacks)“ (Indo-Asian News Service, New Delhi, April 06, 2010). 

Wie der „Minister of State“ im Innenministerium Ajay Maken in Rajya Sabha (Oberhaus) Ende Juli 2010 mitteilte, wurden in den vergangenen drei Monaten mindestens 500 Naxaliten-Angriffe in neun Bundesstaaten gemeldet (u.a. 140 in Chhattisgad, Jharkhand 111, West Bengal 88, Bihar 78, Orissa 43, Maharashtra 20, Andhra Pradesh 17). Es wurden dabei offiziell 348 Menschen, einschließlich Sicherheitskräfte, getötet (u.a. 194 in Chhattisgad, West Bengal 66, Orissa 23) und in zwei Monaten 378 Naxaliten verhaftet (Times of India, 28 Juli 2010). Nach seiner Aussage erbeuten Maoisten die Waffen von den Sicherheitskräften. Sie nehmen diese auch jenen Bürgern ab, die Waffenlizenzen haben. Ferner stellen sie Waffen in ihren Produktionsstätten her. 

Wie viele Dorfbewohner, Soldaten oder Naxaliten tatsächlich täglich sterben oder verletzt werden, darüber gibt es keine genauen Angaben. Die Medien bzw. Behörden berichten meist dann, wenn die Kämpfe sensationell sind oder die Anzahl der Getöteten groß ist. Naxaliten greifen nach eigenen Aussagen primär Sicherheitskräfte und ihre Einrichtungen an (This violence has been imposed by the state on the people of India", so ein Naxal-Führer in BBC-Interview, 02 August 2010), erbeuten große Waffenmengen und töten bei manchen Kämpfen auch eine große Zahl von Soldaten, Polizisten, aber auch Zivilisten. Nach Angaben des Polizeichefs von Chhattisgad hätten Maoisten von der ca. 40000 qkm Fläche in den Distrikten Narayanpur, Bastar, Kanker, Bijapur und Dantewada ca. 25000 qkm vermint. Am 06 April wurden 75 CRPF Männer von Maoisten in Dantewada in Chhattisgad getötet. Am 08 Mai kamen 8 Männer von CRPF um, als ihr minensicheres Fahrzeug gesprengt wurde. Am 29 Juni waren es 27 in Jhadha Ghati bei Dhudhai in Narayanpur Distrikt. Am 16 Februar kamen 24 Soldaten in Silda Camp in West Bengal ums Leben. Am 17. Mai wurde ein Passagier-Bus in Dantewada gesprengt, bei dem neben 15 SPOs (Special Police Officers, das sind im Zusammenhang mit Salwa Judum ausgebildete Adivasis) auch 15 Adivasi-Passagiere umkamen. Der Tod der Zivilisten hat CPI(Maoist) bedauert und zugleich damit gerechtfertigt, dass die 15 getöteten SPOs für Vergewaltigung und Tötung von Adivasis in der Gegend verantwortlich waren (The HINDU, 19 Mai 2010). Am 04 April wurden 11 Soldaten von Special Operations Group (SOG) in der Nähe von Baipuraguda in Koraput Distrikt von Orrisa getötet. Nach Angaben von Maoisten ist das eine direkte Konsequenz der Operation „Green Hunt“ der indischen Regierung. "The attack in Chhatisgarh and the earlier one in Orissa is a direct consequence of the Central Government persisting with Operation Green Hunt", sagte Gopal, der Gebietskommandeur von CPI(Maoist) Bihar-Jharkhand-Northern Chhatisgarh zu BBC's Hindi Service in einem Interview. Als am 15 Februar in Shilda in West-Bengal 15 Sicherheitskräfte von Eastern Frontier Rifles umkamen, bat der Innenminister um einen 72-stündigen Waffenstillstand. Gopal erklärte: "We were prepared to talk to the government. Chidambaram Sahab wanted a 72-hour ceasefire but our leader Kishenji offered a 72-day ceasefire. But we wanted an end to Operation Green Hunt and release of our leaders held in various jails to create the right environment for talks. But Chidambaram refused" (Indo-Asian News Service, New Delhi, April 06, 2010). 

In den folgenden Wochen jedoch haben beide Seiten Signale gegeben, unter Vermittlung von Swami Agnivesh Gespräche führen zu wollen. Dann kam aber der Rückschlag, als am 01 Juli die Polizei von Andhra Pradesh „Special Intelligence Bureau“ den Sprecher und das Politbüro-Mitglied von CPI(Maoist) Azad (Cherukuri Rajkumar) zusammen mit dem Journalisten Hem Chandra Pande in Adialabad tötete. Seine Kameradin Sitakka wird vermisst. Azad bereitete für CPI(Maoist) für eine mögliche Feuerpause Verhandlungen mit der Regierung vor. Während die Regierung um eine 72-stündige Feuerpause bat, bot CPI(Maoist) eine 72-tägige Feuerpause an. Er hatte vorher in einem Brief an Swami Agnivesh die Bereitschaft für Gespräche angekündigt. Er schrieb u.a.: „We had gone through the letter written to you by the Union Home Minister P. Chidambaram dated May 11, 2010 which mentions the Government’s position on the peace process and its offer for talks with the CPI(Maoist). The essence of his letter is that “the CPI(Maoist) should announce they will abjure violence” and specify a date from which they will not indulge in violent activities; should “stop all violent activities” from that date for 72 hours, and that the security forces will not conduct any operations against the CPI(Maoist); that “talks” would begin “sometime during the period of 72 hours when there is no violence”; and that the CPI(Maoist) should “continue to maintain its position of no violence until the talks are concluded”... „To sum up, our Party desires peace sincerely in the interests of the lakhs of adivasis who are being cruelly crushed under the jackboots of the forces sent by the Indian state and the people of our country at large. However, to ensure the establishment of peace there should be ceasefire or cessation of hostilities by both sides simultaneously instead of asking one side to abjure violence. If the government is really serious about reducing the levels of violence then it should immediately lift the ban on the party and mass organisations so as to facilitate them to take up open forms of struggle. If the government is serious about holding talks it should initiate measures to release Party leaders as a prelude to the release of political prisoners and, most importantly, it should stop all its efforts to escalate the war including the measure of calling back all the paramilitary forces deployed in the war zones. Once again we appreciate the efforts made by you and many others who earnestly desire to bring peace.   We hope that you will pursue your mission of bringing peace taking into consideration the suggestions mentioned by us in this letter. We look forward to positive results for your well-meaning efforts.“ (http://www.mainstreamweekly.net/article2197.html: Azad, Spokesperson, Central Committee, CPI(Maoist), May 31, 2010). 

Damit ist es nun ungewiss, wie die Entwicklung weitergehen wird.

Wenn man bedenkt, dass Naxaliten nun seit vielen Jahren bzw. Jahrzehnten in unterschiedlicher Form (Guerilla-Zone, Einflusszone, staatliche geduldete Zonen etc.) politischen und wirtschaftlichen Einfluss in den Adivasi-Gegenden ausüben, haben sie bislang insgesamt wenig für die soziale und wirtschaftliche Entwicklung der Adivasis  beigetragen. Es gibt in den maoistischen Gebieten keine ausreichende Schulbildung noch Gesundheitsversorgung. Maoisten haben primär das Interesse, politischen Einfluss zu bekommen. Nach ihren Vorstellungen können die Entwicklungsmaßnahmen erst nach erfolgreicher Revolution umgesetzt werden. Die Guerilla-Armee wird die zentrale Role dabei einnehmen (siehe:  Nirmalangshu Mukherji: Arms Over the People: What Have the Maoists Achieved in Dandakaranya?, EPW).

c) Staatliche Gewalt

Wie wir oben bereits beschrieben haben, hat Indien im Jahre 1991 mit der Förderung des Börsenkapitalismus eine neue Wirtschaftspolitik formuliert, die die bis dahin existierende Mixed Economy weitgehend ersetzte. Ausbeutung von Mineralien aller Art im großen Stil und ihre Verarbeitung haben darin eine zentrale Stellung erhalten, da motorisierter Transport und Kommunikation sowie gewinnbringende Gebrauchs- und Konsumgüter in großen Mengen hergestellt und weltweit vertrieben werden müssen. Globaler Markt und (hemmungsloser) Wachstum sind die Schlüsselwörter. Politiker und Unternehmer, Angehörige der städtischen Ober- und Mittelschichten, ca. 1/3 der Bevölkerung, sind in erster Linie die materiellen Gewinner. Verlierer auf breiter Ebene sind die Menschen in den Unterschichten, ländliche Bevölkerung mit wenig oder kein Land, Wald, Wasser und Umwelt, Dalit und Adivasi. Adivasis sind die größten Verlierer, da sie ihr Land, den Wald und ihre Gebetsplätze für immer verlieren. Sie werden Vertriebene im eigenen Land, sogenannte „Internally Displaced People“ (IDP).

Die Regierung hat in den letzten Jahren weitgehend eine einseitige kapital-orientierte Politik zugunsten des Großkapitals mit dem Argument der umfassenden wirtschaftlichen Entwicklung betrieben. In den mineralreichen Gegenden sind in den letzten Jahren mit dem massiven Ausbau von Straßen, dem Einfahren schwerer Geräte, Migration von Fremdarbeitern aus anderen Bundesstaaten, Errichtung von Hubschrauber-Landeplätzen, der „Säuberung“ der Wälder, illegale Besetzung von Reservaten, Vertreibung der Adivasi von den Dörfern, Zerstörung ihrer Felder, Errichtung von Lagern, Bau von unzähligen Türmen für drahtlose Kommunikation und Hochspannungsleitungen usw. Mit der Errichtung von weiteren 526 Türmen für drahtlose Kommunikation soll das Netzwerk in den kommenden Monaten in Chhattisgad, Jharkhand und Bihar, wo Maoisten operieren, massiv ausgebaut werden (The HINDU, 30.6.2010). 

Militäraktionen

Nach Aussagen von Home Secretary G K Pillai bedroht CPI(Maoist) die nationale Sicherheit (http://news.bbc.co.uk/2/hi/8659501.stm: "the gravest threat to India's national security"). Deshalb hat das Innenministerium massive Militäraktionen mit Hilfe von CRPF, der paramilitärischen Sicherheitskräfte, die unter dem Kommando des Innenministeriums stehen, geplant. Diese  „Operation Greenhunt“, die es nach Angaben des Innenministers Chidambaram angeblich offiziell nicht gibt, ist die massive militärische Reaktion des Staates in diesem Krieg um Mineralien und das Überleben der betroffenen Adivasi. Das Verteidigungsministerium ist bei diesen Aktionen noch zurückhaltend. Nach China hat Indien mit 12 verschiedenen  Organisationen und etwa 1,4 Millionen Personen die zweitgrößte paramilitärische Kraft in der Welt. Die meisten dieser Organisationen (BSF, CIPF usw.) stehen unter der Kontrolle des Innenministeriums. CRPF z.B wurden nicht nur gegen Naxaliten sondern auch bei Auseinandersetzungen mit Bauern auf dem Lande oder Arbeitern in den Fabriken eingesetzt. Sie wurden aber auch in Sri Lanka eingesetzt, als die indische Armee zwischen 1987 und 1990 in das Land eingriff. (Sumanta Banerjee: The Pathology of India's Security Forces, EPW, 19.6.2010), 

Es sind ca. 100000 Sicherheitskräfte (Regionale Polizei, CRPF, Naga Bataillons, CoBRA (Combat Bataillon for Resolute Action), BSF (Border Security Force), Specian Operations Group (SOG) -vermutlich auch- IAF (Indian Air Force) usw) abkommandiert. Allein in Chhattisgad sind z.Z. 14 reguläre CRPF und 2 CoBRA Bataillons stationiert. Nach dem der Staat Chhattisgad im Jahre 2000 konstituiert wurde, wurde im Jahre 2003 entschieden, dort CRPF permanent zu stationieren, um die Maoisten zu bekämpfen. Damals wurde 6 CRPF Bataillons (ca 6000 Soldaten) und eine Naga-Einheit stationiert. Als dann die Salwa-Judum-Aktivitäten brutale Formen annahmen und der Maoisten-Widerstand wuchs, wurden von der Landesregierung in Chhattisgad weitere 7-10 Bataillons angefordert. Allein in Dantewada-Distrikt sind gegenwärtig 4 Bataillons stationiert (The HINDU, 29.7.2010). Um Jagargunda herum, wo ca. 50000 Adivasis -durch Salwa-Judum-Aktivitäten evakuiert- in Lagern untergebracht wurden, ist das Gebiet schwer vermint, so dass Versorgung und Transport nur unter umfangreichem militärischem Schutz möglich ist. Die Soldaten und Menschen in den Lagern werden oft durch Hubschrauber versorgt. 100 bis 120 Soldaten bewachen jedes Lager, damit Adivasis nicht in ihre Dörfer zurückkehren. Ähnliche militärische Eskalation lässt sich in Lalgarh feststellen, wo in CPI (M) regierten West Bengal die Bürgermiliz „Gana Pratirodh Manch“ zusammen mit den Sicherheitskräften aktiv ist. 

Je mehr und länger bewaffnete Kräfte bei den Kämpfen eingesetzt werden, um den Frieden in den Wäldern herzustellen, um so mehr Vorfälle von unangemessener Gewalt gegen die Adivasis bekannt. Insbesondere CRPF-Kräfte sind bekannt für ihr gelegentlich brutales Verhalten gegen die Bevölkerung. Ihre Beförderung hängt mit der Anzahl der getöteten oder gefangenen Maoisten ab. Es werden dann manchmal Adivasis, die nicht Maoisten sind, in „encounters“ getötet und als „Maoisten“ deklariert, besonders diejenigen, die beschuldigt werden, mit den Maoisten zu kollaborieren. Die Dörfer und Felder werden zerstört und Frauen vergewaltigt (S.Banerjee, EPW, S. 13, 19.6.2010). Es werden kaum juristische Schritt gegen sie unternommen. Als Polizisten aus den Städten oder dem Lande stehen sie enorm unter Druck, gegen die bewaffneten Maoisten zu kämpfen, die mit Hilfe der Bevölkerung relativ flexibel militärisch in den Wäldern operieren können. 

Viele Gebiete sind ferner von den Maoisten dicht vermint. Obwohl Jagargunda-Camp mit CRPF und Salwa Judum nur 80 km entfernt liegt, ist die Waldstrecke von ca. 20 km zwischen Jagargunda und Aranpur von den Maoisten derartig stark vermint, dass die Sicherheitskräfte keine direkte Route nehmen können. Sie müssen einen Umweg von 170 km machen, um Jagargunda über Plampalli, Kankerlanka und Chintagupha zu erreichen (The Hindu, 29.7.2010). Es gibt enorme logistische Probleme in den Wäldern, um die Sicherheitskräfte und die Bevölkerung in den Camps zu versorgen und zu schützen. Dafür werden nach konventioneller Kriegsführung weite Waldflächen gerodet, die Bevölkerung in den Lagern untergebracht und feste Straßen bzw. Flug- und Hubschrauberlandeplätze angelegt. Gleichzeitig werden diese Gebiete und Infrastruktur Angriffsfläche für die Maoisten, wenn nicht ein großer Teil der Ressourcen für ihren Schutz verwendet würden. Die Sicherheitskräfte können nur unter großem Schutz diese befestigten Anlagen verlassen, um gegen Maoisten Angriffe zu unternehmen und sicher zurückzukehren. Da die Bodenkämpfe allein nicht erfolgreich sind, wird nun diskutiert, die Luftwaffe einzubeziehen. Es sind bereits Hubschrauber (Mi-17 und Dhruv Advance Light Helicopters) der BSF in Ranchi und Raipur stationiert. Neue Helipads werden in Narayanpur und Kanker in Chhattisgad sowie in Gumla in Jharkhand geplant. 

Die meisten Soldaten und Polizisten stehen bei diesen guerilla-artigen Kämpfen unter großem  Druck und Angst, ihr Leben zu verlieren. Sie kennen sich in den dichten Wäldern nicht aus und können sich dort auch schlecht bewegen, da sie nur konventionelle militärische oder polizeiliche Ausbildung erhalten. In Chhattisgad ist nun eine Spezialkampfschule unter der Leitung eines Armeebrigadiers eingerichtet worden. Die Soldaten kommen aus verschiedenen Teilen Indiens und kennen weder die Sprachen noch die Lebensweisen der Adivasis in den umkämpften Gebieten. Die flexiblen Gruerillataktiken sind ihnen nicht geläufig. Bei kleinsten Fehlern ihrer Vorgesetzten können die Sicherheitskräfte große Verluste in den Wäldern erleiden, wie das im April oder Juni passiert ist. Viele versuchen, dass sie nicht dorthin abkommandiert werden. Ähnlich ist die Situation der Forstbeamten und -arbeiter. Sie sind schlecht geschützt, wenn sie im Wald arbeiten und werden von den Regierungsstellen beschuldigt, dass sie mit den Maoisten kollaborieren und keine Information über sie an die Behörden weiterleiten. Oft müssen sie jedoch diskret bleiben, da sie sonst ihr Leben riskieren. Die Angehörigen der getöteten örtlichen Sicherheitskräfte erhalten Rs. 300.000 und die von Central Reserved Police Force (CRPF) Rs. 1,5 Millionen. Für die Angehörigen der Forstbeamten bietet die Regierung 1 Millionen Rupien an (The Hindu, 8.8.2010). Eine genaue Zahl der bisher in diesem Krieg getöteten und verletzten Soldaten gibt es nicht.

Schlussbemerkung

Adivasis in den umkämpften Gebieten sind also von drei Seiten umzingelt: Behörden / Sicherheitskräfte, Maoisten / Naxaliten sowie Wirtschaftsunternehmen (Minenindustrie, Holzindustrie etc.). Obwohl Adivasis grundgesetzlich geschützte Rechte haben (Schedule V, PESA, Forest rights Act etc.), werden diese im großen Umfang ignoriert. Ein großer Teil von ihnen können kaum irgendwelche existentiellen Nutzen daraus ziehen. Nur wenige Adivasis sind wohlhabend, haben adäquate Ausbildungsmöglichkeiten, Gesundheitsversorgung und wirtschaftliche  Sicherheiten. Die meisten von ihnen sind entrechtet und hilflos. Am schlimmsten sind diejenigen, die ihr Land und Lebensgrundlagen verlieren. Verschiedene Adivasi-Gruppen versuchen, die existierenden legalen Mittel auszuschöpfen, um ihre Belange und Existenz zu verteidigen. In vielen Fällen ist es auch durch ihren gewaltlosen Widerstand gelungen, die Projektvorhaben zu verhindern oder positiv zu modifizieren oder zu verzögern. POSCO, Vedanta oder Tata können nicht mehr so leicht ihre Vorhaben umsetzen, wie es früher der Fall war. Vedanta erfährt nicht nur in Indien durch die lokalen Gruppen den Widerstand oder Hindernisse durch Ministry of Environment & Forest (MoEF), sondern auch in Großbritannien und anderen Industrieländern (siehe: Deccan Herald 29 Juli 2010). Auch Amnesty International (Amnesty International, Report 2010) hat  Bedenken gegen die Praktiken von Vedanta geäußert. 

Da die staatlichen Stellen kaum mit den Anliegen der Adivasis sympathisieren und ihre Rechte durchsetzen, schließen sich einige von ihnen den Maoisten an, die sie organisieren und eine Plattform bieten, gemeinsam Widerstand zu leisten. Inzwischen geben die Politiker und die Sicherheitskräfte zu, dass die Gewalt in den umkämpften Minengebieten mit bewaffneten Mitteln nicht gelöst werden kann. Als Ende April 76 Sicherheitskräfte in Dantewada umkamen, wurden der frühere Generaldirektor von „Border Security Force“ (BSF) E.N.Rammohan berufen, um den Vorfall zu untersuchen. In einem Interview vom 25. Mai 2010 in Indian Express sagte er sehr deutlich: „I don’t think the answer to that problem is in a military solution. The basic problem here is that the adivasis are the people who have been pushed into the forests. Two issues are there. One is land, the other is forest produce. For instance, in Andhra Pradesh, the upper castes do not let the lower castes take any land. The Land Ceiling Legislation was passed in the ’50s but it’s yet to be enforced in Andhra Pradesh and many other states in India. The only states to have enforced it are Kashmir and Kerala. In Kashmir, Sheikh Abdullah did it because most of the landlords were Hindus and the serfs were Muslims. In Kerala, the land holdings are not very large because there is very little flat land available. But by and large the owners were upper caste. After a legislation was passed in 1957 in the state, stating that after 12 years, the ownership of the land passes to the tenant farmer, at one shot all the upper castes lost their land. There is no cause there now for insurgency. So, when the Naxals tried to spread to Kerala, they did not succeed... My point is, what is the problem in enforcing the Land Ceiling Legislation? And what is the justice that somebody should have 1,000 acres and 1,500 acres and somebody should have nothing? That’s very wrong. All human beings are born equal. I don’t want to live in a Communist government, but then, they were the only people who held the hands of these poor people. Can you blame them if they continue to hold their hands? That is the main issue. The problem concerning forest produce is a little different. The tribals collect forest produce, small things like honey, tamarind, etc., and bring it to the market where the bania sits. And what does that fellow do? He gives the tribal Rs 100 and himself makes Rs 1,000. That poor fellow cannot read and write. So he enslaves him for life. He keeps on collecting produce, selling it at a profit. The farmer does not even get a pittance for his labour... You should learn to make cooperatives with these adivasis. At a lecture I gave once, someone said to me, what are you talking about, these fellows are putting IEDs (Improvised Explosive Device: Unkonventionelle Spreng- und Brandvorrichtung; gemeint sind in der Regel selbst-gebastelte Minen oder Bomben) against the CRPF. I said, ask the CRPF to enforce the Land Ceiling Legislation. Ask the CRPF to sit there and see that the fellow gets his worth for the goods and then he will not put IEDs anywhere. You are forcing him to put IEDs“. 

Es werden nun zunehmend von der „Planning Commission“, dem Innenministerium, Verteidigungsministerium oder vom Premierminister vorgeschlagen, einerseits umfangreiche Entwicklungsprogramme zu konzipieren, die Rechte der Adivasis stärker zu berücksichtigen und andererseits Verhandlungen mit den Maoisten zu führen, um einen Waffenstillstand zu vereinbaren, wie es in den früheren Zeiten in Andhra Pradesh gelungen war. Persönlichkeiten wie Swami Agnivesh haben trotz einiger Rückschläge Initiative in dieser Richtung entwickelt. Maoisten haben glücklicherweise ihre Bereitschaft für Verhandlungen verkündet. Die kürzlich vom Umweltministerium verkündete Entscheidung, die Rechte von Vedanta in den Niyamgiri Bergen in Orissa einzuschränken, gibt einen kleinen Spielraum und Hoffnungsschimmer für die Adivasis. 

Der „Bürgerkrieg“ in Indien gegen eigenes Adivasivolk kann nur dann ein Ende finden, wenn die „Konfliktmineralien“ zu „Friedensmineralien“ umgewandelt werden. Die Respektierung und Umsetzung der verfassungsmäßig garantierten Rechte der Adivasis bieten die besten Voraussetzungen hierfür. 

Arun Kotenkar
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